
 

Außerordentliche Hauptversammlung der VTG Aktiengesellschaft 
am 22. September 2021 
 
Hinweise zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127 AktG 
sowie nach § 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, 
Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkun-
gen der COVID-19-Pandemie 

 

Die Einberufung der außerordentlichen Hauptversammlung enthält Angaben zu den Rechten 

der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 AktG sowie nach § 1 des Gesetzes über 

Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigen-

tumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie; nachfolgende Hin-

weise enthalten weitere Erläuterungen dieser Regelungen. Einige der maßgeblichen Geset-

zestexte sind am Ende dieser Hinweise abgedruckt. Über Einzelheiten der hier erläuterten 

Aktionärsrechte bestehen unterschiedliche rechtliche Auffassungen. Den Aktionären wird 

empfohlen, in Zweifelsfällen Rechtsrat einzuholen. 
 

1.  Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit (§ 122 

Abs. 2 AktG) 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den antei-

ligen Betrag von EUR 500.000 erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Ta-

gesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Nach den gegenwärtigen Verhältnissen 

der VTG Aktiengesellschaft erfordert das Antragsrecht mindestens 500.000 Aktien. Jedem 

neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Zusätzlich 

müssen die Antragsteller nachweisen, dass sie im Zeitpunkt des Zugangs des Ergänzungs-

verlangens bei der Gesellschaft seit mindestens 90 Tagen Inhaber der erforderlichen Min-

destaktienzahl sind, wobei § 70 AktG bei der Berechnung der Aktienbesitzzeit Anwendung 

findet. Für den Nachweis reicht eine entsprechende Bestätigung des depotführenden Kredit-

instituts aus. 

 

Die Antragsteller müssen, um das Ergänzungsverlangen wirksam stellen zu können, die 

Mindestaktienzahl bis zur Entscheidung des Vorstands über den Antrag oder, wenn die Ge-

sellschaft dem Verlangen nicht entspricht und die Antragsteller um gerichtliche Entscheidung 

nachsuchen, bis zur Entscheidung des Gerichts halten.  

 

Ergänzungsanträge nebst Begründung oder Beschlussvorlagen sowie nach der Rechtsauf-

fassung des Vorstands auch der Nachweis über die Aktienbesitzzeit müssen mindestens 24 

Tage vor der Hauptversammlung, d.h. bis Samstag, den 28. August 2021 (24:00 Uhr 

MESZ), dem Vorstand der VTG Aktiengesellschaft unter der in der Einberufung angegebe-

nen Adresse  

 

Vorstand der VTG Aktiengesellschaft 

Legal & Compliance 

Nagelsweg 34 

20097 Hamburg 

 

schriftlich zugegangen sein. 
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Soweit die rechtzeitig eingegangenen Ergänzungsanträge bekanntmachungspflichtig sind, 

werden sie bereits mit der Einberufung oder sonst unverzüglich nach Zugang des Verlan-

gens im Bundesanzeiger bekannt gemacht und über geeignete Medien europaweit verbreitet 

sowie auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.vtg.de/ueber-

vtg/verantwortung/stakeholderdialog/hauptversammlung zugänglich gemacht (§§ 121 Abs. 4, 

124 Abs. 1 AktG). 
 
 
2.  Anträge von Aktionären (§ 126 AktG) 

Jeder Aktionär hat das Recht, Gegenanträge gegen die Vorschläge von Vorstand und / oder 

Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung zu stellen. Wenn der Aktionär 

wünscht, dass Gegenanträge durch die Gesellschaft vor der Hauptversammlung zugänglich 

gemacht werden, muss er die nachfolgend erläuterten Voraussetzungen von § 126 AktG 

einhalten. Zugänglich zu machende Gegenanträge von Aktionären müssen der Gesellschaft 

unter der in der Einberufung angegebenen Adresse 

 

VTG Aktiengesellschaft 

Legal & Compliance 

Nagelsweg 34 

20097 Hamburg 

E-Mail: hv@vtg.com 

Fax: +49 – (0)40-2354-1360 
 

 

bis Dienstag, den 7. September 2021 (24:00 Uhr MESZ) mit einer Begründung und dem 

Namen des Aktionärs zugehen. Zugänglich zu machende Gegenanträge werden unverzüg-

lich einschließlich des Namens des Aktionärs, einer etwaigen zugänglich zu machenden Be-

gründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung im Internet unter 

https://www.vtg.de/ueber-vtg/verantwortung/stakeholderdialog/hauptversammlung zugäng-

lich gemacht. 
 
Gegenanträge von Aktionären brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, 

1. soweit sich der Vorstand dadurch strafbar machen würde, 
2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der 

Hauptversammlung führen würde, 
3.  wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführen-

de Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 
4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu 

einer früheren Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 AktG zugänglich ge-
macht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in 
den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesell-
schaft nach § 125 AktG zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversamm-
lung weniger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt 
hat,  

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teil-
nehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von 
ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen.  
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Die Begründung von Gegenanträgen braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie 

insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Stellen mehrere Aktionäre Gegenanträge zu 

demselben Gegenstand der Beschlussfassung, so kann der Vorstand die Gegenanträge so-

wie ihre Begründungen zusammenfassen. 

 

Ordnungsgemäß gestellte Anträge gelten als in der virtuellen außerordentlichen Hauptver-

sammlung gestellt, wenn der antragstellende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur 

Hauptversammlung angemeldet ist (§ 1 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes über Maßnahmen im 

Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur 

Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie). 
 

Nach Ablauf des 7. September 2021 (24:00 Uhr MESZ) bei der Gesellschaft eingehende 

Gegenanträge werden nicht mehr veröffentlicht und gelten damit nicht als erhoben. In der 

virtuellen außerordentlichen Hauptversammlung ist das Vorbringen von Gegenanträgen nicht 

möglich. 
 
3.  Wahlvorschläge von Aktionären (§ 127 AktG) 

Jeder Aktionär hat das Recht, Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und / oder 

Abschlussprüfern zu machen (nachfolgend als "Wahlvorschläge" bezeichnet). Wenn der Ak-

tionär wünscht, dass Wahlvorschläge durch die Gesellschaft vor der Hauptversammlung zu-

gänglich gemacht werden, muss er die nachfolgend erläuterten Voraussetzungen von § 127 

AktG einhalten. Wahlvorschläge von Aktionären brauchen nicht begründet zu werden. Zu-

gänglich zu machende Wahlvorschläge von Aktionären müssen der Gesellschaft unter der in 

der Einberufung angegebenen Adresse 

 

VTG Aktiengesellschaft 

Legal & Compliance 

Nagelsweg 34 

20097 Hamburg 

E-Mail: hv@vtg.com 

Fax: +49 – (0)40-2354-1360 

 

bis Dienstag, den 7. September 2021 (24:00 Uhr MESZ) mit dem Namen des Aktionärs 

zugehen. Zugänglich zu machende Wahlvorschläge werden unverzüglich einschließlich des 

Namens des Aktionärs, einer etwaigen zugänglich zu machenden Begründung und einer 

etwaigen Stellungnahme der Verwaltung im Internet unter https://www.vtg.de/ueber-

vtg/verantwortung/stakeholderdialog/hauptversammlung zugänglich gemacht. 
 
Wahlvorschläge von Aktionären brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, 
1. soweit sich der Vorstand dadurch strafbar machen würde, 
2. wenn der Wahlvorschlag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der 

Hauptversammlung führen würde, 
3.  wenn eine dem Wahlvorschlag beigegebene Begründung in wesentlichen Punkten 

offensichtlich falsche oder irreführende Angaben oder wenn sie Beleidigungen ent-
hält; in diesem Fall wird der Vorstand über eine Veröffentlichung des Wahlvorschlags 
ohne Begründung entscheiden,  

4. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teil-
nehmen und sich nicht vertreten lassen wird, oder 
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5. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von 
ihm mitgeteilten Wahlvorschlag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen.  

 

Soweit der Wahlvorschlag begründet ist, braucht die Begründung nicht zugänglich gemacht 

zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt.  

 

Die dargelegten Ausnahmen vom Erfordernis des Zugänglichmachens ergeben sich aus 

§ 127 AktG in Verbindung mit § 126 Abs. 2 AktG. Die weiteren, in § 126 Abs. 2 Nr. 4 und 5 

AktG geregelten Ausnahmen sind nach der Rechtsauffassung des Vorstands auf Wahlvor-

schläge nicht anwendbar. 
 

Ferner braucht der Vorstand Wahlvorschläge von Aktionären nicht zugänglich zu machen, 

wenn sie nicht den Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort der vorgeschlagenen Kandida-

ten, bei Wirtschaftsprüfungsgesellschaften die Firma und den Sitz, enthalten (§§ 127 Satz 3, 

124 Abs. 3 Satz 4 AktG). 

 

Stellen mehrere Aktionäre Wahlvorschläge zu derselben Wahl, so kann der Vorstand die 

Wahlvorschläge sowie etwaige Begründungen zusammenfassen. 

 

Ordnungsgemäß gemachte, zulässige Wahlvorschläge gelten als in der virtuellen außeror-

dentlichen Hauptversammlung gemacht, wenn der den Wahlvorschlag unterbreitende Aktio-

när ordnungsgemäß legitimiert und zur Hauptversammlung angemeldet ist (§ 1 Absatz 2 

Satz 3 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stif-

tungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-

Pandemie). 
 

Nach Ablauf des 7. September 2021 (24:00 Uhr MESZ) bei der Gesellschaft eingehende 

Wahlvorschläge werden nicht mehr veröffentlicht und gelten damit nicht als erhoben. In der 

virtuellen außerordentlichen Hauptversammlung ist das Vorbringen von Wahlvorschlägen 

nicht möglich. 
 
4.  Fragerecht der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten 
 

Auf Grundlage des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Ver-

eins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der CO-

VID-19-Pandemie ist den Aktionären in der virtuellen außerordentlichen Hauptversammlung 

zwar kein Auskunftsrecht im Sinne des § 131 AktG einzuräumen. Den Aktionären ist jedoch 

das Recht einzuräumen, Fragen zu stellen. 
 

Das Fragerecht der angemeldeten Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten wird ausschließlich 

im Wege der elektronischen Kommunikation über den passwortgeschützten Internetservice, 

der über einen Link auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.vtg.de/ueber-

vtg/verantwortung/stakeholderdialog/hauptversammlung erreichbar ist, gemäß dem dafür 

vorgesehenen Verfahren eingeräumt. 
 

Der Vorstand hat mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, dass Fragen bis spätes-

tens einen Tag vor der virtuellen außerordentlichen Hauptversammlung im Wege elektroni-

scher Kommunikation einzureichen sind (§ 1 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes über Maßnah-

men im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentums-
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recht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-Pandemie). Das bedeutet, dass je-

der ordnungsgemäß angemeldete Aktionär oder sein Bevollmächtigter der Gesellschaft bis 

Montag, den 20. September 2021, 24:00 Uhr, Fragen zu den Gegenständen der Tagesord-

nung über den passwortgeschützten Internetservice, der über einen Link auf der Internetsei-

te der Gesellschaft unter https://www.vtg.de/ueber-

vtg/verantwortung/stakeholderdialog/hauptversammlung erreichbar ist, gemäß dem dafür 

vorgesehenen Verfahren übermitteln kann. Während der virtuellen außerordentlichen Haupt-

versammlung können keine Fragen gestellt werden. 

 

Nach § 1 Abs. 2 Satz 2 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossen-

schafts-, Vereins, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkun-

gen der COVID-19- Pandemie entscheidet der Vorstand nach pflichtgemäßem, freien Er-

messen, wie er Fragen beantwortet. Er kann dabei Fragen und deren Beantwortung zusam-

menfassen, wenn ihm dies sinnvoll erscheint.  
 
 

GESETZESTEXTE 
 
Die zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Einladung zur außerordentlichen Hauptversamm-
lung der VTG Aktiengesellschaft maßgeblichen Gesetzestexte der §§ 122, 126, 127 AktG 
und des § 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, 
Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-19-
Pandemie sowie einige der wesentlichen dort in Bezug genommenen Rechtsvorschriften 
lauten wie folgt:  
 

§ 70 AktG Berechnung der Aktienbesitzzeit 
Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, dass der Aktionär während 
eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein An-
spruch auf Übereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen 
tätiges Unternehmen gleich. Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär 
zugerechnet, wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechts-
nachfolger, bei Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer Bestandsübertragung 
nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über Bausparkas-
sen erworben hat. 
 

§ 121 AktG Allgemeines (Auszug) 
(1)   bis (3) […] 
(4) Die Einberufung ist in den Gesellschaftsblättern bekannt zu machen. Sind die Aktionäre 

der Gesellschaft namentlich bekannt, so kann die Hauptversammlung mit eingeschriebe-
nem Brief einberufen werden, wenn die Satzung nichts anderes bestimmt; der Tag der 
Absendung gilt als Tag der Bekanntmachung. Die Mitteilung an die im Aktienregister Ein-
getragenen genügt. 

(4a) bis (6) […] 
(7) Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, ist der Tag 

der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem Sonn-
abend oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werk-
tag kommt nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht 
entsprechend anzuwenden. Bei nichtbörsennotierten Gesellschaften kann die Satzung 
eine andere Berechnung der Frist bestimmen. 

§ 122 AktG Einberufung auf Verlangen einer Minderheit 
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(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen den 
zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe 
des Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. 
Die Satzung kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an 
eine andere Form und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. 
Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag 
des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur 
Entscheidung des Vorstands über den Antrag halten. § 121 Absatz 7 ist entsprechend 
anzuwenden.  

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 
Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500 000 Euro erreichen, verlangen, daß 
Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen 
Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlan-
gen im Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotier-
ten Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zu-
gangs ist nicht mitzurechnen. 

(3) Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Gericht die Aktionäre, die das Ver-
langen gestellt haben, ermächtigen, die Hauptversammlung einzuberufen oder den Ge-
genstand bekanntzumachen. Zugleich kann das Gericht den Vorsitzenden der Versamm-
lung bestimmen. Auf die Ermächtigung muß bei der Einberufung oder Bekanntmachung 
hingewiesen werden. Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde zulässig. Die Antrag-
steller haben nachzuweisen, dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Gerichts hal-
ten. 

(4) Die Gesellschaft trägt die Kosten der Hauptversammlung und im Fall des Absatzes 3 
auch die Gerichtskosten, wenn das Gericht dem Antrag stattgegeben hat. 

§ 124 AktG Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen;  
Vorschläge zur Beschlussfassung (Auszug) 

(1) Hat die Minderheit nach § 122 Abs. 2 verlangt, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 
gesetzt werden, so sind diese entweder bereits mit der Einberufung oder andernfalls un-
verzüglich nach Zugang des Verlangens bekannt zu machen. § 121 Abs. 4 gilt sinnge-
mäß; zudem gilt bei börsennotierten Gesellschaften § 121 Abs. 4a entsprechend. Be-
kanntmachung und Zuleitung haben dabei in gleicher Weise wie bei der Einberufung zu 
erfolgen. 

(2) [...] 
(3) Zu jedem Gegenstand der Tagesordnung, über den die Hauptversammlung beschließen 

soll, haben der Vorstand und der Aufsichtsrat, zur Beschlussfassung nach § 120a Absatz 
1 Satz 1 und zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und Prüfern nur der Aufsichtsrat, in 
der Bekanntmachung Vorschläge zur Beschlußfassung zu machen. Bei Gesellschaften, 
die kapitalmarktorientiert im Sinne des § 264d des Handelsgesetzbuchs, die CRR-
Kreditinstitute im Sinne des § 1 Absatz 3d Satz 1 des Kreditwesengesetzes, mit Aus-
nahme der in § 2 Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Kreditwesengesetzes genannten Institu-
te, oder die Versicherungsunternehmen im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 der Richtlinie 
91/674/EWG sind, ist der Vorschlag des Aufsichtsrats zur Wahl des Abschlussprüfers auf 
die Empfehlung des Prüfungsausschusses zu stützen. Satz 1 findet keine Anwendung, 
wenn die Hauptversammlung bei der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern nach § 6 des 
Montan-Mitbestimmungsgesetzes an Wahlvorschläge gebunden ist, oder wenn der Ge-
genstand der Beschlußfassung auf Verlangen einer Minderheit auf die Tagesordnung 
gesetzt worden ist. Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat 
deren Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben. Hat der Aufsichtsrat auch aus 
Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer zu bestehen, so bedürfen Beschlüsse des 
Aufsichtsrats über Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern nur der Mehrheit 
der Stimmen der Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre; § 8 des Montan-
Mitbestimmungsgesetzes bleibt unberührt. 

(4) [...] 
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§ 126 AktG Anträge von Aktionären 

(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und 
einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten 
Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn der Akti-
onär mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag ge-
gen einen Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Ta-
gesordnung mit Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse über-
sandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsennotierten Gesellschaf-
ten hat das Zugänglichmachen über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 
Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu wer-
den,  
1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 
2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluß der 

Hauptversammlung führen würde, 
3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführen-

de Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 
4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu 

einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden 
ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in 
den letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesell-
schaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung we-
niger als der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, daß er an der Hauptversammlung nicht teilneh-
men und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von 
ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

 Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr 
als 5 000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlußfassung Gegenanträ-
ge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen. 

§ 127 AktG Wahlvorschläge von Aktionären (Auszug) 

 Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Ab-
schlußprüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu wer-
den. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, 
wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Absatz 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 
Satz 5 enthält. […] 

 

§ 1 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, 
Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der 

COVID-19-Pandemie (Auszug) 

(1) [...] 
(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, 
sofern 
1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt, 
2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation (Brief-

wahl oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist, 
3. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation einge-

räumt wird, 
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4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abweichung 
von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des Er-
scheinens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen 
Beschluss der Hauptversammlung eingeräumt wird. 

 Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen beant-
wortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag vor der Versamm-
lung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. Anträge oder Wahlvor-
schläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des Aktiengesetzes zugänglich zu 
machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, wenn der den Antrag stellende oder 
den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur Haupt-
versammlung angemeldet ist. 

(3) bis (9) […] 


